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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 5a R 118/08 B 
 
L 11 R 3447/07 (LSG Baden-Württemberg) 
S 8 R 3172/05 (SG Mannheim) 
 
 
 
 
........................, 
 
 
 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   .................................................. 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Gartenstraße 105, 76135 Karlsruhe, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 5a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 21. Mai 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s   und 

die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 19. Februar 2008 wird als  

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu  

erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 
- 3 - 

G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 19.2.2008 hat das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) einen 

Anspruch des Klägers auf Gewährung einer Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozialge-

richt Beschwerde eingelegt. Er rügt das Vorliegen von Verfahrensfehlern. 

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung genügt den gesetzlichen Anforde-

rungen nicht, weil die geltend gemachten Zulassungsgründe nicht ordnungsgemäß bezeichnet 

worden sind. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), müssen bei 

der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) die den Verfahrensman-

gel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substanziiert dargelegt werden. Darüber hinaus ist 

die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausgehend von dessen 

materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Beein-

flussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG kann der geltend gemachte Verfah-

rensmangel allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 Satz 1 SGG und auf 

eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag be-

zieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist (zum Ganzen vgl BSG 

SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 4 mwN).  

 

Wird - wie vorliegend - ein Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 

SGG) gerügt, muss die Beschwerdebegründung hierzu folgende Punkte enthalten: (1) Bezeich-

nung eines für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrags, dem das LSG 

nicht gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, auf Grund deren bestimmte 

Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen und zu weiterer Sachaufklärung hät-

ten drängen müssen, (3) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Be-

weisaufnahme und (4) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeb-

lich fehlerhaft unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis des 

behaupteten Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Standpunkt aus zu 

einem anderen, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können (vgl BSG 

SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5). Diesen Erfordernissen wird die Beschwerdebegründung 

nicht gerecht. 

 

Der Kläger trägt im Wesentlichen vor, das LSG habe das mehrfach unterbreitete Beweisange-

bot übergangen, eine Auskunft des Landratsamts Rhein-Neckar-Kreis, Straßenverkehrsamt 

Wiesloch einzuholen sowie den dortigen Sachbearbeiter J.          K.              zu vernehmen. 
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Auch dem Beweisantrag auf Vernehmung der Zeugin M.          K.           sei das LSG nicht 

nachgekommen. Außerdem sei der angebotene Beweis dafür übergangen worden, dass er 

- der Kläger - nach der abgelegten Fahrschulprüfung alle Beschaffungen und Einkäufe für die 

Gaststätte mit seinem Fahrzeug absolviert habe. Insgesamt sei der Sachverhalt im Hinblick auf 

seine Teilerwerbsfähigkeit nicht ausreichend geklärt und die Befragung der Ärzte des 

Universitätsklinikums nur unvollständig durchgeführt worden. 

 

Mit diesem Vorbringen sind die behaupteten Verfahrensmängel nicht dargetan. Der Kläger hat 

nicht aufgezeigt, dass das LSG von ihm gestellte und bis zuletzt aufrechterhaltene prozessord-

nungsgemäße Beweisanträge übergangen habe. 

 

Ein Beweisantrag hat im sozialgerichtlichen Verfahren Warnfunktion und soll der Tatsachenin-

stanz vor der Entscheidung vor Augen führen, dass die gerichtliche Aufklärungspflicht von ei-

nem Beteiligten noch nicht als erfüllt angesehen wird. Wird ein Beweisantrag in einem vorberei-

tenden Schriftsatz gestellt, so ist er dann nicht iS von § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG über-

gangen worden, wenn den näheren Umständen zu entnehmen ist, dass er in der maßgebenden 

mündlichen Verhandlung nicht mehr weiterverfolgt wurde. Dies ist bei rechtskundig vertretenen 

Beteiligten - wie dem Kläger - regelmäßig anzunehmen, wenn in der letzten mündlichen Ver-

handlung nur noch ein Sachantrag gestellt und der Beweisantrag nicht wenigstens hilfsweise 

wiederholt wird (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 mwN). Der Kläger hat vorliegend nichts dazu 

vorgetragen, dass er die schriftsätzlich angekündigten Anträge in der mündlichen Verhandlung 

wiederholt habe.  

 

Im Übrigen hat der Kläger nicht ausreichend dargelegt, weshalb das LSG sich von seinem 

sachlich-rechtlichen Standpunkt aus hätte gedrängt fühlen müssen, die angebotenen Beweise 

zu erheben. Hierzu hätte der Kläger näher ausführen müssen, dass das LSG sich auf die von 

ihm herangezogenen Beweismittel nicht hätte stützen dürfen, weil etwa die vorliegenden 

Gutachten grobe Mängel oder unlösbare Widersprüche enthalten bzw von unzutreffenden 

sachlichen Voraussetzungen ausgehen, Anlass zu Zweifeln an der Sachkunde des Gutachters 

besteht oder die in verschiedenen Gutachten enthaltenen sich widersprechenden 

Schlussfolgerungen mit entsprechenden Feststellungen einhergehen (vgl BSG SozR 4-1500 

§ 160a Nr 3 RdNr 9).  

 

Er hat bereits die Rechtsauffassung des LSG nicht dargelegt, sodass das Beschwerdegericht 

allein auf Grund des Beschwerdevorbringens nicht beurteilen kann, inwieweit eine weitere 

Sachaufklärung geboten gewesen wäre bzw die Berufungsentscheidung auf den behaupteten 

Verfahrensmängeln beruhen kann.  

 

Im Ergebnis rügt der Kläger mit seinem Beschwerdevorbringen über weite Strecken die vom 

LSG vorgenommene Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 Satz 1 SGG) und damit die Richtigkeit des 
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angefochtenen Urteils, was aber nach der ausdrücklichen Vorschrift des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG 

nicht Gegenstand einer Nichtzulassungsbeschwerde sein kann.  

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 SGG 

iVm § 169 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter als unzulässig zu 

verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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